
Donnerstag, 3. Dezember 2020 | Nummer 333 Tirol 7

Europäischer Gerichtshof
soll Gletscherschutz prüfen

Innsbruck, Neustift – AmStu-
baier Gletscher stehen noch
bis 24. Dezember die Gondeln
still. Nach dem Saisonstart
folgte Anfang November der
Lockdown. Was hingegen die
Pläne für einen neuen Spei-
cherteich „Gamsgarten II“
betrifft, wird seit Jahresanfang
gerungen. Nach heftiger Kri-
tik des Landesumweltanwalts
ließGeschäftsführer Reinhard
Klier das Vorhaben redimen-
sionieren.
Die Errichtung des Spei-

cherteiches samt Pumpsta-
tion soll nunmehr auf einer
Fläche von 5,5 Hektar ver-
wirklicht werden, wobei zu-
gleich das Fassungsvolumen

auf rund 308.000 Kubikmeter
Wasser mit einem Material-
überschuss von 140.000 Ku-
bikmetern reduziert wurde.
Das Material wird auf der be-
stehenden „Eisjochabfahrt“
eingearbeitet, der „Daunfer-
nerschuss“ wird verlegt. Ur-
sprünglich war ein 390.000
Kubikmeter großer Speicher-
teichmit einemMaterialüber-
schuss von 320.000 Kubikme-
tern Gestein geplant.
Das sind die Fakten, die

Umweltbehörde im Land Ti-
rol hat sich neuerlichmit dem
Vorhaben befasst und jetzt
festgestellt, dass es dafür kei-
ne Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) benötigt. Sie
stützt sichu.a.aufdasGutach-
ten des naturkundefachlichen

Amtssachverständigen. Er er-
kennt auch im abgeänderten
Projekt weiterhin keine Maß-
nahmen, die in ihren (Um-
welt-)Auswirkungen einem
Pistenneubau gleichkommen.
Aufgrund der reduzierten Flä-
cheninanspruchnahme sind
allenfalls sogar geringere Aus-
wirkungen zu erwarten.
Zugleich wird ausgeführt,

dass durch die geplanten Tä-
tigkeiten keine Gletscherflä-
chen berührt werden und die

UVP-relevante Flächeninan-
spruchnahme 7,4 Hektar be-
trägt. Demgegenüber hat sich
für denTiroler Landesumwelt-
anwalt nichts Wesentliches
geändert. Er drängt zum einen
auf eine UVP-Pflicht, ande-
rerseits geht es ihm um eine
grundsätzliche Feststellung
zum Gletscherschutz. Aus sei-
ner Sicht benötigt es deshalb
eine Klarstellung durch den
Europäischen Gerichtshof.
Das regt er in seinerBeschwer-

de andas Bundesverwaltungs-
gericht ebenfalls an.
„Eine gesetzliche Regelung

zum umfassenden Schutz der
Gletscher ist unter anderem
auch deshalb von großer Be-
deutung, da gerade die künst-
liche Beschneiung in Zeiten
des Klimawandels für die Ski-
gebiete eine immer wichtigere
Standortfrage wird“, heißt es
in der Beschwerde. Diese wür-
de unter anderemauch die Er-
richtung von Speicherteichen
erfordern,welchemituntermit
beträchtlichen Landschafts-
eingriffen einhergehen.
Der Landesumweltanwalt

betont in seinem Einspruch,
dass ihm die wirtschaftliche
Bedeutung des Stubaier Glet-
schers insbesondere für das
Stubaital bewusst ist. „Nicht
zuletzt aufgrund des Klima-
wandels ist das Gletscherski-
gebiet zunehmend mit dem
Abschmelzen der Gletscher
konfrontiert.“ Es sei daher
auch für den Landesumwelt-
anwalt nachvollziehbar, dass
seitens des Betreibers Maß-
nahmenfürdenAufrechterhalt
des Skibetriebes erforderlich
seien. Der Landesumweltan-
walt vertritt jedoch die An-
sicht, dass aufgrund des be-
antragten massiven Ausbaus
der Beschneiungsanlage am
Gletscher eine UVP-Pflicht
gegeben sei. „Nicht zuletzt
aufgrund zu erwartender
weiterer ähnlich gelagerter
Vorhaben in den Tiroler Glet-
scherskigebieten erscheint
eine rechtliche Klärung not-
wendig.“
Der EU-Gerichtshof solle

deshalb in einer Vorabent-
scheidung darüber befinden,
ob ein Beschneiungsteich in
eine Umweltverträglichkeits-
prüfung einbezogen werden
müsse oder nicht. (pn)

Für geplanten Beschneiungsteich am Stubaier Gletscher ist keine Umweltver-
träglichkeitsprüfung vorgesehen. Dagegen wurde Beschwerde eingebracht.

Ein geplanter Speicherteich mit 308.000m3 Fassungsvermögen am Stubaier
Gletscher löst erneut eine Debatte über den Gletscherschutz aus. Foto: Kristen

„Nicht zuletzt
aufgrund wei-

terer ähnlich gelagerter
Vorhaben in den Tiroler
Gletscherskigebieten
erscheint eine rechtliche
Klärung notwendig.“

Landesumweltanwalt

Bis zur völligen Barrierefreiheit ist es noch ein langer Weg. Foto: ÖZIV Tirol

„Barrierefreiheit
ist immer

wieder bedroht“
Innsbruck – Anlässlich des
heutigen Internationalen Ta-
ges der Menschen mit Be-
hinderungen erinnert der
ÖsterreichischeZivilinvaliden-
verband(ÖZIV)TirolandieBe-
deutung von Barrierefreiheit
und warnt: „Barrierefreiheit
ist immer wieder bedroht.“
Denn trotz essenzieller Be-
deutung für die gleichberech-
tigte Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen werde die
Umsetzung von Barrierefrei-
heit regelmäßig von der Poli-
tik missachtet. „Obwohl wir in
den Tiroler Baugesetzen noch
einen relativ guten Standard
an Barrierefreiheit verankert
haben, fehlt es aber oft an der
Konsequenz in der Umset-
zungundes gibt immerwieder
Interessengruppen, die diese
wichtigen Normen aufwei-
chen wollen“, kritisiert ÖZIV-
Tirol-Geschäftsleiter Hannes
Lichtner.
Gerade in der Covid-Pande-

mie könne man die Vorteile
von Barrierefreiheit auch im
Wohnbau sehen. „Die schwe-
re Beherrschbarkeit von Co-
vid-Clustern in großen stati-
onären Einrichtungen zeigt
den Vorteil von klein struk-
turierten Wohnangeboten

und individuellen Unterstüt-
zungsstrukturen für ein Altern
in den eigenen vier Wänden“,
meint Lichtner, „vorausge-
setzt, wir bauen diese Struk-
turen weiter konsequent und
barrierefrei aus!“
Die derzeit aufgrund der

Pandemie notwendige Ein-
schränkung der Bewegungs-
freiheit aller sei für Menschen
mit Behinderungen oft auch
im „normalen täglichen Le-
ben“ bittere Realität. Ein Ge-
schäft nicht selbstständig
besuchen zu können, kein
nutzbaresWC imeigentlichen
Lieblingslokal zur Verfügung
zu haben oder die teilweise
immer noch nicht mögliche
Nutzung gewisser Freizeit-
undKultureinrichtungen zäh-
len dabei zu den täglichen Er-
fahrungen.
Derzeit hoffe jeder, dass der

Handel auch in Tirol baldwie-
der vollständig öffnen kann.
„48 Prozent aller Geschäf-
te und Lokale werden in der
Innsbrucker Innenstadt aber
auch weiterhin für Menschen
mit Behinderungen nicht
barrierefrei zugänglich sein“,
verweist der ÖZIV auf die Er-
gebnisse einer 2019 erstellten
Einkaufsstraßenstudie. (TT)

Von Thomas Hörmann

Wattens – Die Suche nach
demseitMitteNovember ver-
missten Südtiroler wurde am
Mittwoch inWattens mit gro-
ßemAufwand fortgesetzt. Die
Polizei veranlasste in einem
Industriebetrieb die Entlee-
rung eines Klärbeckens. Oh-
ne Erfolg – das Schicksal des
25-jährigen Moritz M. bleibt
vorerst ungeklärt. Ein Verbre-
chen ist ebenso wenig ausge-
schlossen wie ein Unfall.
Wie bereits berichtet, fehlt

vom Südtiroler seit 14. No-
vember jedeSpur.Der25-Jäh-
rigehat sich seitEndeOktober
bei seiner Freundin in deren
Wohnung in Wattens aufge-
halten. Am letzten gemein-
samen Abend hatte das Paar
Besuch von einem Freund.
Dabei kam es unter dem Ein-
fluss von Alkohol zu einem
heftigen Streit zwischen M.
und seiner Partnerin. Der
Besucher schlug M. vor, die
Nacht bei ihm zu verbrin-

gen. Der Südtiroler ließ sich
zunächst überzeugen, setzte
sich in sein Auto, verursach-
te einen Parkschaden und
fuhr dannmit dem Freund zu
dessen Wattener Wohnung.
Dort blieb der 25-Jährige al-
lerdings nicht lange. „Er war
außer sich und verließ aufge-
bracht mit unbekanntem Ziel
die Wohnung“, schilderte be-
reits seine Mutter. Eigenar-
tig ist, dass er nicht nur sein
Handy und die Geldtasche

in der Wohnung des Freun-
des zurückließ. „Er ging mit
nur einem Schuh, der zwei-
te blieb ebenfalls zurück“, so
die Südtirolerin. Seither fehlt
jede Spur vonMoritz M.
Noch in der Nacht mach-

ten sich seine Freundin und
deren Mutter auf die Suche
nach dem 25-Jährigen. Sie
kamen dabei bis zum Inns-
brucker Hauptbahnhof, M.
blieb verschollen. Noch in
der Nacht zum 15. Novem-
ber informierten Mutter und
Tochter die Polizei. Mehrere
Suchaktionen in Wattens, am
Innund gestern imentleerten
Klärbecken blieben erfolglos.
Inzwischen ermittelt auch
das Landeskriminalamt. Auto
und Handy des Abgängigen
wurden bereits nach Spuren
und Hinweisen durchsucht.
Wer den dunkelhaarigen, et-
wa 1,70 Meter großen Südti-
roler gesehen hat oder etwas
über seinen Verbleib weiß,
wird ersucht, die Polizei zu
informieren.

In Klärbecken nach
Vermisstem gesucht

Wo ist Moritz M.? Die Polizei er-
sucht um Hinweise. Foto: Polizei

Von Reinhard Fellner

Innsbruck – Trotz zweiten
Lockdowns zur Eindämmung
der Covid-Pandemie läuft der
Gerichtsbetrieb derzeit auf
Geheißdes Justizministeriums
ohne Einschränkung. Wäh-
rend die Tiroler Justiz derzeit
21 Covid-Fälle zu beklagen
hat – die TT berichtete –, steigt
angesichts bereits erkrankter
Kollegenschaftmittlerweilebei
den Rechtsanwälten die Sor-
ge um die eigene Gesundheit.
Argwöhnisch wird dazu vor
allem die Sicherheitssituation
bei Gerichtsverhandlungen
thematisiert. Vor allem an Ab-
ständen würde es fehlen, dazu
seien auch die Verhandlungs-
zeiten bei nun geschlossenen
Fenstern viel zu lang, Corona-
Ansteckungen so praktisch
aufgelegt.
Birgit Streif, Präsidentin der

Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer, appelliert nun deshalb an
die Justiz, „diese schwierigen
Zeiten mit der gebotenen Vor-

sicht gut über die Runden zu
bringen“. RA Streif fordert da-
zu für ihren Stand größtmögli-
che Sicherheit ein, etwa durch
AuswahlgroßerVerhandlungs-
säle, ausreichende Abstände,
regelmäßiges Lüften und das

Tragen vonMasken.
RA Hubert Stanglechner

fordert von der Richterschaft
ebensomehrRücksicht auf die
Gesundheit Verfahrensbetei-
ligter: „Leider kann man sich
derzeit nicht mit gutem Ge-
fühl länger in Verhandlungs-
sälen aufhalten. Das Einhalten
von Abständen ist meist gar
nicht möglich, dazu werden
Zuschauer namentlich nicht
registriert. Besuche aus rein
privatem Interesse sollten

derzeit doch überhaupt un-
terbleiben“, widerspricht der
Vorsitzende der Strafverteidi-
gervereinigung für Tirol der
geltenden Covid-Verordnung.
Gründe zu murren gibt es

genug: So soll heute ganztägig
ein Prozess mit neun Jugend-
lichen stattfinden, ohne dass
es sich laut Staatsanwaltschaft
um dringend zu erledigende
Haftsachen handelt. Nächste
Woche ist gleichüberdreiTage
ganztägig ein Drogenprozess
mit ebenso neun Angeklagten
ausgeschrieben.Alle imaltehr-
würdigen Schwurgerichtssaal
mit dementsprechender Lüf-
tung ohne zu öffnende Fens-
ter. Verteidiger Roland Seeger
hat bereits einen Vertagungs-
antrag eingebracht. Nachdem
die Justizanstalt die Anwalts-
zimmer derzeit geschlossen
hat, sollte er sich zusammen
mit der Dolmetscherin über
Stunden halböffentlich in ei-
ner kleinen Besucherzelle mit
dem Mandanten vorbereiten.
Für RA Seeger so gesetzwidrig.

„Verhandlungen
müssenmit größt-

möglicher Sicherheit für
alle Beteiligten ablaufen.“

Birgit Streif
(Präsidentin Anwaltskammer)

Covid lässt Anwälte
mit der Justiz hadern


